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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Die DAH Photovoltaik 3. GmbH, welche 
lokale Photovoltaikanlagen und große 
Solarparks entwickelt und betreibt, strebt 
die Errichtung eines großen förderfreien 
Solarparks in der Gemeinde Vierlinden, im 
Ortsteil Marxdorf an. 

Der geplante Solarpark ist ca. 128 ha groß, 
wobei hiervon ca. 106 ha mit Solarmodu-
len belegt und ca. 20 ha als Wiesenflächen 
(Ausgleichsflächen) angelegt werden. Wei-
tere ca. 1,2 ha werden mit Sichtschutzhe-
cken bepflanzt. Entlang des Feldwirtschafts-
weges (ca. 0,3 ha), der durch den südlichen 
Teilbereich des Plangebietes verläuft, wer-
den auf einer Fläche von ca. 0,7 ha die be-
stehenden Alleebäume erhalten. 

Das Plangebiet befindet sich in der Flur 2 
der Gemarkung Marxdorf und liegt süd-
westlich des Siedlungskörpers von Marxdorf 
auf einer Acker- und Grünlandfläche.

Die Erschließung des Solarparks ist über 
den Heinersdorfer Weg gesichert, der - von 
Marxdorf aus kommend - von Nordosten 
her an die Fläche heranführt.

Der Solarpark dient der regenerativen Er-
zeugung von Strom und der gleichzeitigen 
Reduzierung des Verbrauchs fossiler Ener-
gieträger. 

Die Bundesregierung verabschiedete mit 
dem „Osterpaket“ im Frühjahr 2022 die 
größte energiepolitische Gesetzesnovelle 
seit Jahrzehnten. Ziel ist der beschleunig-
te und konsequente Ausbau erneuerbarer 
Energien. Bis 2030 sollen der Anteil 
erneuerbarer Energien am Bruttostromver-
brauch auf mindestens 80 Prozent steigen.

Gem. § 2 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes (EEG 2023) wird der Errichtung von An-
lagen zur Produktion erneuerbarer Ener-
gien, wie folgt Vorrang eingeräumt:

„Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen 
sowie den dazugehörigen Nebenanlagen 
liegen im überragenden öffentlichen Inte-
resse und dienen der öffentlichen Sicher-
heit. Bis die Stromerzeugung im Bundes-
gebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sol-
len die erneuerbaren Energien als vorran-
giger Belang in die jeweils durchzuführen-
den Schutzgüterabwägungen eingebracht 
werden.“

Die vorliegende Planung entspricht somit 
den energie- und klimaschutzpolitischen 
Zielsetzungen und -vorgaben des Bundes.

Diese Zielstellung deckt sich mit den landes-
planerischen und raumordnerischen Vorga-
ben der brandenburgischen Landespolitik. 

Die Energiewende ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe, die auch im Land Bran-
denburg einen hohen Stellenwert besitzt. 
Das Land Brandenburg spricht sich in der 
Energiestrategie 2030 für einen umfassen-
den Wandel des Energieversorgungssys-
tems und der verstärkten Nutzung der Er-
neuerbaren Energien aus.

Das Vorhaben entspricht auch den energie-
politischen Zielen der Gemeinde. Sie will 
ihren Anteil dazu beitragen, dass der Anteil 
alternativer Energie am Gesamtverbrauch 
den Zielen entsprechend erhöht werden 
kann.  

Neben der Nutzung von Windenergie ist die 
Stromerzeugung aus Solarenergie in Form 
von Photovoltaikanlagen eine bedeuten-
de Form der Gewinnung von regenerativer 
Energie. 

Die Nutzung von Sonnenenergie ist im Ver-
gleich zur Windenergienutzung mit geringe-
ren Konflikten verbunden.  

Aktuell beurteilt sich die planungsrechtli-
che Zulässigkeit des Solarparks nach § 35 
BauGB (Außenbereich). Danach ist die Pla-
nung nicht realisierungsfähig. Die Nutzung 
von Solarenergie ist im Außenbereich nicht 
privilegiert.

Um die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen zur Realisierung des Solarparks zu 
schaffen, hat die Gemeindevertretung der 
Gemeinde Vierlinden auf Antrag des Vorha-
benträgers, gemäß § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 1 
i.V.m. § 12 BauGB, am 24.08.2022 die Auf-
stellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes „Energiepark Marxdorf“ be-
schlossen.

Parallel zum Bebauungsplan ist entspre-
chend § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprü-
fung durchzuführen. Der Umweltbericht ist 
gesonderter Bestandteil der Begründung. 

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist 

die Kernplan Gesellschaft für Städtebau 
und Kommunikation mbH, Kirchenstraße 
12, 66557 Illingen, beauftragt worden.

Mit der Erstellung des Umweltberichtes 
ist die ARK - Umweltplanung und Consul-
ting Partnerschaft, Paul-Marien-Straße 18, 
66111 Saarbrücken beauftragt.

Flächennutzungsplan

Der noch rechtswirksame Flächennutzungs-
plan der ehemaligen Gemeinde Marxdorf 
stellt den gesamten Geltungsbereich als 
Fläche für die Landwirtschaft sowie einen 
kleinen Teilbereich als Wasserfläche und 
Biotopfläche dar. Zudem wird für den nörd-
lich des Feldwirtschaftsweges gelegenen 
Teilbereich eine Trinkwasserschutzzone III 
dargestellt. Der vorliegende Bebauungsplan 
widerspricht somit dem Entwicklungsgebot 
nach § 8 Abs. 2 BauGB, wonach Bebau-
ungspläne aus dem Flächennutzungsplan 
zu entwickeln sind. 

Gemäß § 8 Abs. 4 S. 2 BauGB kann ein vor-
zeitiger Bebauungsplan aufgestellt werden, 
bevor der Flächennutzungsplan ergänzt 
oder geändert ist, wenn bei Gebiets- oder 
Bestandsänderungen von Gemeinden oder 
anderen Veränderungen der Zuständigkeit 
für die Aufstellung von Flächennutzungs-
plänen ein Flächennutzungsplan fort gilt.

Im Hinblick auf den Zusammenschluss der 
vier ehemals selbstständigen Gemeinden 
Diedersdorf, Friedersdorf, Marxdorf und Wo-
rin und dem damit einhergehenden Pla-
nungsbedürfnis für einen neuen gemein-
samen Flächennutzungsplan kann der vor-
liegende Bebauungsplan als vorzeitiger Be-
bauungsplan gem. § 8 Abs. 4 S. 2 BauGB 
aufgestellt werden. Der Vorentwurf des Ge-
meinsamen FNP liegt im Juni 2023 den teil-
nehmenden Gemeinden vor.

Der in Rede stehende Bebauungsplan be-
darf jedoch, da er nicht aus dem gültigen 
Flächennutzungsplan entwickelt ist, gemäß 
§ 10 Abs. 2 BauGB der Genehmigung durch 
die höhere Verwaltungsbehörde (vgl. § 1 Nr. 
2 der Landesverordnung über die Zustän-
digkeiten nach dem Baugesetzbuch - ZuVO 
nach BauGB -).
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Voraussetzungen des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes

Zur Schaffung von Baurecht durch einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind 
folgende Voraussetzungen zu erfüllen:

•	 Der Vorhaben- und Erschließungsplan, 
der eine umfassende Gesamtbeschrei-
bung des Vorhabens enthält, ist von der 
Vorhabenträgerin zu erarbeiten, der 
Kommune vorzulegen und abzustim-
men.

•	 Der Durchführungsvertrag, in dem sich 
die Vorhabenträgerin auf der Grundlage 
eines mit der Gemeinde abgestimmten 
Planes zur Durchführung des Vorhabens 
innerhalb einer bestimmten Frist und 
zur Tragung der Planungs- und Erschlie-
ßungskosten ganz oder teilweise ver-
pflichtet, ist vor dem Satzungsbeschluss 
des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes zwischen Vorhabenträgerin und 
Kommune abzuschließen.

•	 Der Vorhaben- und Erschließungsplan 
wird gem. § 12 BauGB Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. 
Der Durchführungsvertrag und die darin 
enthaltenen Verpflichtungen der Vorha-
benträgerin hingegen bleiben rechtlich 
gegenüber dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan selbstständig.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet liegt südwestlich des 
Siedlungskörpers von Marxdorf auf einer 
Acker- und Grünlandfläche.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Nordwesten, Nordosten und Westen 
durch landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen,

•	 im Norden durch den Siedlungskörper 
von Marxdorf,

•	 im Osten durch Waldflächen,

•	 im Süden durch das Naturschutzgebiet 
Marxdorfer Moor und Waldflächen,

•	 im Südwesten durch eine Bungalow-
siedlung und den Krummer See.

Die genauen Grenzen des Geltungsberei-
ches sind der Planzeichnung des Bebau-
ungsplans und dem nachstehenden Lage-
plan zu entnehmen.

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Liegenschaftskataster mit Geltungsbereich (schwarze Balkenlinie); ohne Maßstab; Quelle: © GeoBasis-DE/LGB, dl-de/by-2-0 (Landesvermessung und Geobasisinformation 
Brandenburg); Bearbeitung: Kernplan
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Nutzung des Plangebietes und 
Umgebungsnutzung

Das Plangebiet ist überwiegend von land-
wirtschaftlich genutzten Flächen und 
Waldflächen umgeben. Im Südwesten 
grenzt eine Bungalowsiedlung und der 
Krummer See an das Plangebiet an.

Das Plangebiet stellt sich aktuell, bis auf 
zwei kleinere Bereiche innerhalb der öst-
lichen Teilfläche, als Acker- und Grünland-
fläche dar. Hierbei handelt es sich um eine 
Grünlandbrache frischer Standorte und 
einen Soll (Kleinstgewässer).

Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet befindet sich vollständig im 
Privateigentum. Die Flächen werden für die 
Dauer des Betriebs von dem Betreiber des 
Solarparks gepachtet.

Topografie des Plangebietes

Der Geltungsbereich weist insgesamt eine 
bewegte Topografie auf. Die Geländehöhen 
variieren in unregelmäßigen wellenförmi-
gen Bereichen zwischen ca. 68 und 86 m 
ü.NN.. 

Gemäß des angestrebten Planvorhabens 
ist trotzdem nicht davon auszugehen, dass 
sich die Topografie in irgendeiner Weise auf 
die Festsetzungen dieses Bebauungsplanes 
auswirken wird.

Verkehrsanbindung

Die Erschließung des Solarparks ist über 
den Heinersdorfer Weg gesichert, der - von 
Marxdorf aus kommend - von Nordosten 
her an die Fläche heranführt.

Für die Errichtung bzw. den Betrieb der 
Photovoltaikfreiflächenanlage sind lediglich 
Zuwegungen für die Anlieferung und War-

Orthophoto mit Geltungsbereich (weiße Balkenlinie); ohne Maßstab; Quelle: © GeoBasis-DE/LGB, dl-de/by-2-0 (Landesvermessung und Geobasisinformation Branden-
burg); Bearbeitung: Kernplan
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tung der Module notwendig. Darüber hi-
nausgehende verkehrliche Erschließungs-
maßnahmen sind nicht erforderlich. 

Infrastruktur

Zur Einspeisung des gewonnenen Stromes 
in das Stromnetz werden die Module auf 
dem Feld zu Strängen zusammengeschal-
tet, die über Wechselrichter und im weite-
ren Verlauf durch Kabel mit Trafostationen 
verbunden werden. 

Um den Netzanschlusspunkt zu erreichen, 
muss eine unterirdische Kabeltrasse verlegt 
werden.

Darüber hinaus ist keine weitere Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur erforderlich. Es 
fällt kein Schmutzwasser innerhalb des 
Plangebietes an.

Das gesamte Gebiet wird zum Schutz vor 
Vandalismus und Diebstahl eingezäunt, im 
Bereich der Zuwegungen sind Tore vorge-
sehen.

Blick von Süden über das Plangebiet mit dem Siedlungskörper von Marxdorf rechts im Hintergrund

Blick von Nordosten über das Plangebiet mit dem Krummer See rechts im Hintergrund

Blick von Süden auf die östliche Teilfläche mit Soll (links) und Grünlandbrache (rechts) im Bild
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche 
Belange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007), Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg 
(LEP HR) vom 01. Juli 2019, Sachlicher Teilregionalplan „Regionale Raumstruktur und Grundfunktionale Schwerpunk-
te“ vom 23.11.2020 (Beschluss-Nr. 20/03/18), Integrierter Regionalplan Oderland-Spree (in Aufstellung befindlich)

Grundsätze gem. Landesentwicklungspro-
gramm 2007 (LEPro 2007)

§ 2 Wirtschaftliche Entwicklung: 

(3) In den ländlichen Räumen sollen in Ergänzung zu den traditionellen Erwerbsgrund-
lagen neue Wirtschaftsfelder erschlossen und weiterentwickeltwerden. 

§ 6 Freiraumentwicklung Grundsatz der Raumordnung (G)

(1) Die Naturgüter Boden, Wasser, Luft, Pflanzen- und Tierwelt sollen in ihrer Funktions- 
und Regenerationsfähigkeit sowie ihrem Zusammenwirken gesichert und entwickelt wer-
den. Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden.

(2) Die Inanspruchnahme und die Zerschneidung des Freiraums, insbesondere von groß-
räumig unzerschnittenen Freiräumen, sollen vermieden werden. Zerschneidungswirkun-
gen durch bandartige Infrastruktur sollen durch räumliche Bündelung minimiert werden.

(3) Die öffentliche Zugänglichkeit und Erlebbarkeit von Gewässerrändern und anderen 
Gebieten, die für die Erholungsnutzung besonders geeignet sind, sollen erhalten oder 
hergestellt werden. Siedlungsbezogene Freiräume sollen für die Erholung gesichert und 
entwickelt werden.

(4) Freiräume mit hochwertigen Schutz-, Nutz- und sozialen Funktionen sollen in einem 
Freiraumverbund entwickelt werden.

Ziele und Grundsätze gem. Landesent-
wicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-
Brandenburg (LEP HR) vom 01. Juli 2019

G 6.1 Freiraumentwicklung

(1) Der bestehende Freiraum soll in seiner Multifunktionalität erhalten und entwickelt 
werden. Bei Planungen und Maßnahmen, die Freiraum in Anspruch nehmen oder neu 
zerschneiden, ist den Belangen des Freiraumschutzes besonderes Gewicht beizumessen.

(2) Der landwirtschaftlichen Bodennutzung ist bei der Abwägung mit konkurrierenden 
Nutzungsansprüchen besonderes Gewicht beizumessen. Die Weiterentwicklung von 
Möglichkeiten der Erzeugung nachhaltiger ökologisch produzierter Landwirtschaftspro-
dukte ist in Ergänzung zur konventionellen Erzeugung von besonderer Bedeutung.

Z 6.2 Freiraumverbund

(1) Der Freiraumverbund ist räumlich und in seiner Funktionsfähigkeit zu sichern. Raum-
bedeutsame Planungen und Maßnahmen, die den Freiraumverbund in Anspruch nehmen 
oder neu zerschneiden, sind ausgeschlossen, sofern sie die Funktionen des Freiraumver-
bundes oder seine Verbundstruktur beeinträchtigen.

(2) Ausnahmen von Absatz 1 Satz 2 sind unter der Voraussetzung, dass

•	 die raumbedeutsame Planung oder Maßnahme nicht auf anderen geeigneten Flä-
chen außerhalb des Freiraumverbundes durchgeführt werden kann und

•	 die Inanspruchnahme minimiert wird,

in folgenden Fällen möglich:

•	 für überregional bedeutsame Planungen oder Maßnahmen, insbesondere für eine 
überregional bedeutsame linienhafte Infrastruktur, soweit ein öffentliches Interesse 
an der Realisierung besteht,

•	 für die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen einschließlich der unmittelbar dafür 
erforderlichen Flächen für den Gemeinbedarf, für Ver- und Entsorgungsanlagen und 
für Verkehrsflächen.

Das Plangebiet liegt außerhalb eines gem. Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion 
Berlin-Brandenburg (LEP HR) festgelegten Freiraumverbundes.
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Kriterium Beschreibung

G 8.1 Klimaschutz, Erneuerbare Energien

(1) Zur Vermeidung und Verminderung des Ausstoßes klimawirksamer Treibhausgase sol-
len

•	 eine energiesparende, die Verkehrsbelastung verringernde und zusätzlichen Verkehr 
vermeidende Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung angestrebt werden,

•	 eine räumliche Vorsorge für eine klimaneutrale Energieversorgung, insbesondere 
durch erneuerbare Energien, getroffen werden.

(2) Ökosysteme wie Wälder, Moore und Feuchtgebiete sollen als natürliche Kohlenstoff-
senken zur CO2-Speicherung erhalten und entwickelt werden.

(3) Die Energieübertragungs- und -verteilnetze sowie Energiespeicherkapazitäten, ins-
besondere für Strom und Gas, sollen raumverträglich ausgebaut werden.

Das Planvorhaben trägt zur räumlichen Vorsorge für eine klimaneutrale Energieversor-
gung durch erneuerbare Energie bei.

Ziele und Grundsätze im Entwurf des Sach-
lichen Teilregionalplans „Regionale Raum-
struktur und Grundfunktionale Schwer-
punkte“ vom 23.11.2020 (Beschluss-Nr. 
20/03/18)

Die Gemeinde Vierlinden hat keine grundzentrale Funktion.

Integrierter Regionalplan Oderland-Spree
(in Aufstellung befindlich)

Die Regionalversammlung der RPG Oderland-Spree hat bereits am 14.03.2016 auf ihrer 
04. Sitzung/6. Amtszeit die Aufstellung des Integrierten Regionalplans beschlossen.

Zur Umsetzung der mit dem LEP HR verbundenen Planungsaufträge hat die Regionalver-
sammlung der RPG Oderland-Spree auf ihrer 10. Sitzung/6. Amtszeit am 08.04.2019 
einen Beschluss zur Gliederung ihres integrierten Regionalplanes gefasst.

Die Regionalversammlung in der 7. Amtszeit der Regionalen Planungsgemeinschaft bil-
ligte am 29.11.2021 in Seelow und am 28.11.2022 in Beeskow die ersten beiden 
Planinhalte des Integrierten Regionalplans im Vorentwurf.

Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree hat in 
Ihrer 06. Sitzung/07. Amtszeit am 13. Juni 2022 beschlossen die Plankapitel 5.2 Wind-
energienutzung und 5.3 Photovoltaik-Freiflächenanlagen in einen Sachlichen Teilregio-
nalplan „Erneuerbare Energien“ auszukoppeln (Beschluss-Nr. 22/06/32).

Begründung

Mit Urteilen vom 30. September 2021 hat das Oberverwaltungsgericht Berlin-Branden-
burg den Regionalplan Oderland-Spree, Sachlicher Teilplan „Windenergienutzung“ für 
unwirksam erklärt (Az: OVG 10 A 9.18, OVG 10 A 17.19, OVG A 20.19, OVG 10 A 22.19). 
Die Regionale Planungsgemeinschaft hat die Unwirksamkeit des Sachlichen Teilregional-
plans „Windener- gienutzung“ am 12. Januar 2022 im Amtsblatt für Brandenburg be-
kanntgemacht (ABl. Nr. 49). Der für unwirksam erklärte Regionalplan legte Eignungsge-
biete für die Windenergienutzung im Außenbereich fest, wobei zugleich außerhalb der 
Eignungsgebiete auf 98,4 % der Gesamtfläche der Region Oderland-Spree die Wind-
energienutzung ausgeschlossen war.

Gemäß § 2c Absatz 1 und 2 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und 
Sanierungsplanung (RegBkPlG) hat die Regionale Planungsgemeinschaft bei Unwirksam-
keit eines Regionalplanes mit Festlegungen von Eignungsgebieten für die Windenergie-
nutzung unverzüglich ein Verfahren zur Neuaufstellung einzuleiten, um die Rechtswir-
kungen des § 35 Absatz 3 Satz 3 des Baugesetzbuchs wieder herbeizuführen.

Gleichwohl drängen solartechnische Anlagen zur Erzeugung von Elektrizität und Wärme 
zunehmend als neue raumbedeutsame Nutzung in den Außenbereich. Aufgrund dort viel-
fach auftretender Flächenkonkurrenzen und daraus resultierender Konflikte bedarf es 
diesbezüglich ebenfalls einer aktiven raumplanerischen Steuerung. Dafür ist die regiona-
le Planungsebene mit ihrem querschnittsorientierten, überörtlichen Betrachtungsansatz 
besonders gut geeignet.
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Kriterium Beschreibung

Nach den bereits entwickelten informellen Ansätzen (Planungshilfe Freiflächen-Photovol-
taikanlagen Oderland-Spree, RPG 2020) ist aufgrund des sprunghaften Anstiegs von Vor-
haben der Solarenergienutzung auf Freiflächen ein förmlicher Steuerungsansatz im Ge-
samtraum erforderlich, der den Gemeinden zugleich eine vorhabenbezogene Steuerung 
auf geeigneten Flächen im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung erleichtert.

„Planungshilfe Freiflächen-Photovoltaik-
anlagen Oderland-Spree“ der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Oderland-Spree 
vom 20.11.2020

„Bei der Standortplanung von FF-PVA sind Planungs- und Standortbelange bedeutend. 
Zentrale Elemente sind die Vermeidung räumlicher Nutzungskonflikte und „Zerschnei-
dungen“ des Landschaftsraumes sind zentrale Elemente. Eine sorgfältige Standortpla-
nung und -wahl ist ausschlaggebend für die gesellschafts- und umweltverträgliche Um-
setzung einer FF-PVA.“

„Es werden folgende Standortprioritäten für eine Standortsuche empfohlen:

•	 Versiegelte Flächen und gesicherte Altlastenflächen, sofern dies mit den boden-
schutzrechtlichen Anforderungen vereinbar ist.

•	 landschaftsbildlich und ökologisch deutlich vorbelastete Flächen wie Kläranlagen

•	 Konversionsflächen mit hohem Versiegelungsgrad und ohne ökologische Funktion.

•	 Sonstige brachliegende, ehemals baulich genutzte Flächen im Außenbereich.

•	 Ertragsschwache, artenarme oder vorbelastete Acker- und Grünlandflächen.

•	 Flächen im Umkreis von größeren Gewerbeansiedlungen.

•	 Flächen für die Windenergienutzung, sofern diese bereits mit Windkraftanlagen be-
legt sind und die Windenergienutzung nicht unzulässig eingeschränkt wird.

•	 Deponien, sofern dies mit den abfallrechtlichen Anforderungen, dem Sanierungser-
fordernis und den bauordnungsrechtlichen Anforderungen (Standfestigkeit der bau-
lichen Anlagen) vereinbar ist.

•	 vorbelastete Flächen im Nahbereich hochrangiger Verkehrs- bzw. Infrastrukturtrassen 
sowie Verkehrsnebenflächen von Flugplätzen 

•	 Abbaugebiete kurz nach der Stilllegung in Abstimmung mit dem Nachnutzungskon-
zept und unter Berücksichtigung naturschutzfachlicher Aspekte.

Potenzielle Entwicklungsflächen für Wohnen und Gewerbe sind nur in Ausnahmefällen in 
Anspruch zu nehmen.“

„Auf Ebene der Landes- und Regionalplanung sind Eignungs- und Vorranggebiete aus-
gewiesen, in denen die Errichtung von FF-PVA nicht zulässig ist. Es kann auch keine Ge-
bietsausweisung im Sinne von Eignungsgebieten für die Solarenergie vorgenommen 
werden.

Bestehende Eignungsgebiete der Windenergienutzung schließen FF-PVA gänzlich aus. 
Ein Eignungsgebiet bewirkt eine Steuerung im bauplanungsrechtlichen Außenbereich, 
sodass ein bestimmtes Gebiet für diese Nutzung als geeignet erklärt wird.“

„Anhand der Festlegungen im Regionalplan ist zu prüfen, ob eine Freiflächensolaranlage 
Konflikte mit Zielen und Grundsätze der Raumordnung auslöst. Erfolgt eine negative 
raumordnerische Beurteilung des Standortes, da ein hohes Konfliktpotenzial vorherrscht 
oder eine fehlende Standorteignung vorliegt, so ist es ratsam den gewählten Standort 
nicht weiterzuverfolgen.

Decken sich raumordnerische Ziele und vorgesehener Standort, kann eine weitere detail-
lierte Prüfung des Standortes im Hinblick auf Aspekte des Natur- und Umweltschutzes 
und die Integration in das Orts- und Landschaftsbild erfolgen. Die Beurteilung wir am 
konkreten Standort durchgeführt.“

Beurteilung:

In Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung gelten als sonstige Erfordernisse der 
Raumordnung (ab Verlautbarungsreife). Während rechtskräftige Ziele der Raumordnung 
eine strikte Bindewirkung entfalten, entfalten sonstige Erfordernisse der Raumordnung 
keine Bindungswirkung nach § 1 Abs. 4 BauGB. Sie sind in Abwägungsentscheidungen zu 
berücksichtigen (§ 4 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 ROG).
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Kriterium Beschreibung

Die Vorranggebiete, die im sich in Aufstellung befindenden Integrierten Regionalplan 
Oderland-Spree als Ziele definiert werden, gelten somit als Erfordernisse der Raumord-
nung und müssen abgewogen werden. Hierzu werden alle Belange ermittelt, gewichtet 
und einander gegenübergestellt.

Grundsätzlich ist hierbei zu beachten, dass in § 2 des zwischenzeitlich in Kraft getreten-
den Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 2023) der Errichtung von Anlagen zur Produk-
tion erneuerbarer Energien, wie folgt Vorrang eingeräumt wird: „Die Errichtung und der 
Betrieb von Anlagen sowie den dazugehörigen Nebenanlagen liegen im überragenden 
öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis die Stromerzeugung im 
Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien als vor-
rangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht 
werden.“

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

Das nächstgelegene ca. 21 ha große FFH-Gebiet „Marxdorfer Maserkütten“ (DE 3551-
303) grenzt unmittelbar südwestlich an den geplanten Solarpark. Es handelt sich gem. 
Standarddatenblatt um ein sehr gut erhaltenes Kesselmoor mit typischem Arteninventar 
und Komplexen aus Pflanzengesellschaften der offenen, mesotroph-sauren Moore und 
Kiefernmoorwald (Eriophoro-Pinetum). 

Da die Gebietsfläche nicht beansprucht wird und auch keine Stoffeinträge in das Gebiet 
zu erwarten sind, können Wirkungen des geplanten Vorhabens auf die gemeldeten FFH-
Lebensräume (7140 = Übergangs- und Schwingrasenmoore, 9130 = Waldmeister-Bu-
chenwald, 91D0 Moorwälder) grundsätzlich ausgeschlossen werden. Tierarten sind für 
das Gebiet nicht gemeldet. Im Rahmen der Umweltprüfung erfolgt hierzu noch eine de-
zidierte FFH-Vorprüfung.   

Innerhalb eines 2,8 km-Radius um die Planungsfläche sind keine weiteren FFH- oder 
Vogelschutzgebiete gemeldet. 

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutz-, Über-
schwemmungsgebiete, Geschützte Land-
schaftsbestandteile, Naturpark, National-
parks, Biosphärenreservate

Da FFH-Gebiet „Marxdorfer Maserkütten“ ist als NSG „Marxdorfer Moor“ mit Beschluss 
Nr. 19 des Bezirkstages Frankfurt/Oder vom 09.10.1981 nationalrechtlich gesichert. Auch 
hier gilt, dass die Verbotstatbestände die Gebietskulisse betreffen und insofern nicht tat-
beständig sind.  

Rechtskräftige Wasserschutz- oder festgesetzte bzw. faktische Überschwemmungsgebie-
te sind nicht betroffen 

Informelle Fachdaten Für den Planbereich sind in den Geoportalen der LfU (Artendaten in Brandenburg) im 
betreffenden Raster folgende n. § 44 BNatSchG planungsrelevante Arten gelistet: Biber, 
Fischotter, Zauneidechse, Rotbauchunke, Kreuzkröte, Wechselkröte, Laubfrosch und 
Schlingnatter. Unter den beim LfU angefragten Punktdaten sind innerhalb eines 5 km 
großen Puffers um die Planungsfläche darüber hinaus die Knoblauchkröte, der Moor- und 
Teichfrosch sowie der nördliche Kammmolch aufgeführt. Laub- und Moorfrosch sowie 
Kammmolch und Rotbauchunke sind auch im näheren Umfeld (< 1 km) der geplanten 
PVA registriert.  

Die häufig belegte Zauneidechse wurde auch im Zuge der Untersuchungen mehrfach auf 
der Fläche beobachtet, sowohl entlang der Wege als auch im westlichen Soll.  

Unter den Insekten sind vor allem Daten zum Vorkommen planungsrelevanter Libellen 
verfügbar. Innerhalb des 5 km-Radius sind keine FFH-Anhang II bzw. IV-Arten registriert.  

Die angefragten Punktdaten zu den Brutvögeln (nur Großvögel) belegen innerhalb des 
angrenzenden NSG „Marxdorfer Moor“ einen bekannten Nistplatz des Kraniches. Weite-
re Brutvorkommen des Kraniches und des Weißstorches befinden sich im weiteren Um-
feld. Bekannte Schwerpunktbrutgebiete der Wiesenweihe werden vom LfU westlich des 
Heinersdorfer und östlich des Mühlensees in über 3 km Entfernung mitgeteilt. 
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Kriterium Beschreibung

Das Biotopkataster des Landes Brandenburg stellt die beiden Sölle innerhalb des Gel-
tungsbereiches als geschützte Biotope dar. Der als perennierendes Kleingewässer dar-
gestellt Biotoptyp ist jedoch nicht zutreffend, da beide Sölle zu allen Beobachtungszeiten 
trocken waren. Eine temporäre Bespannung ist lediglich für den westlichen der beiden 
Sölle denkbar, da nur hier Vernässungsindizien in Form  von kleineren Binsenfluren vor-
handen waren. Beide Strukturen bleiben von der Modulbelegungsfläche ausgeschlossen 
und können erhalten werden. Dies gilt auch für die ebenfalls als geschützter Biotop er-
fasste Lesesteinablagerung an der Abzweigung der den geplanten Park querenden 
Feldwirtschaftswege.

Kulturdenkmäler nach BbgDSchG •	 nach derzeitigem Kenntnisstand nicht betroffen

Beschreibung der Umwelt sowie Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Planung: siehe 
Umweltbericht
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Der noch rechtswirksame Flächennutzungsplan der ehemaligen Gemeinde Marxdorf stellt 
den gesamten Geltungsbereich als Fläche für die Landwirtschaft sowie einen kleinen Teil-
bereich als Wasserfläche und Biotopfläche dar. Zudem wird für den nördlich des Feld-
wirtschaftsweges gelegenen Teilbereich eine Trinkwasserschutzzone III dargestellt. Der 
vorliegende Bebauungsplan widerspricht somit dem Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 
2 BauGB, wonach Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln sind. 

Gemäß § 8 Abs. 4 S. 2 BauGB kann ein vor-zeitiger Bebauungsplan aufgestellt werden, 
bevor der Flächennutzungsplan ergänzt oder geändert ist, wenn bei Gebiets- oder Be-
standsänderungen von Gemeinden oder anderen Veränderungen der Zuständigkeit für 
die Aufstellung von Flächennutzungsplänen ein Flächennutzungsplan fort gilt.

Im Hinblick auf den Zusammenschluss der vier ehemals selbstständigen Gemeinden Die-
dersdorf, Friedersdorf, Marxdorf und Worin und dem damit einhergehenden Planungsbe-
dürfnis für einen neuen gemeinsamen Flächennutzungsplan kann der vorliegende Be-
bauungsplan als vorzeitiger Bebauungsplan gem. § 8 Abs. 4 S. 2 BauGB aufgestellt wer-
den. Ein Vorentwurf des „neuen“ Flächennutzungsplanes für die Gemeinde Vierlinden ist 
für Mai 2023 geplant.

Der in Rede stehende Bebauungsplan bedarf jedoch, da er nicht aus dem gültigen Flä-
chennutzungsplan entwickelt ist, gemäß § 10 Abs. 2 BauGB der Genehmigung durch die 
höhere Verwaltungsbehörde (vgl. § 1 Nr. 2 der Landesverordnung über die Zuständigkei-
ten nach dem Baugesetzbuch - ZuVO nach BauGB -).
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Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Alternativen wurden im Rahmen der 
Standortsuche sowie der Erstellung des Be-
bauungsplanes geprüft.

Bei der Standortsuche konzentrierte sich 
die DAH Photovoltaik 3. GmbH auf Flächen 
im Gemeindegebiet von Vierlinden, aus de-
nen ein großflächiges, zusammenhängen-
des Plangebiet geschaffen werden kann, 
unter Berücksichtigung der Restriktionen 
durch Schutzgebiete, landesplanerische 
Vorgaben oder bestehende Nutzungen 
sowie Exposition und Topografie, Grö-
ße der Fläche, ökologische Wertigkeit und 
Eigentumsverhältnisse bzw. Flächenverfüg-
barkeit.

Die folgenden Ausschluss-Kriterien wurden 
angesetzt: 

•	 Wald, Siedlungen, Infrastruktur 

•	 Vorrang für Landwirtschaft

•	 Mindestgröße 5 ha

•	 ausgeprägte Nordhänge

•	 Nationalparke

•	 Biotope

•	 FFH-Gebiete

•	 Vogelschutzgebiete

Auf Grundlage der genannten Kriterien fiel 
die Wahl auf das Plangebiet.

Angesichts der Ausrichtung eignet sich der 
gewählte Standort gut zur Errichtung einer 
Freiflächen-Photovoltaik-Anlage. 

Gleichzeitig bedingt die bereits bestehen-
de Erschließung des Gebietes eine Mini-
mierung der ökologischen Beeinträchtigun-
gen und damit eine größtmögliche Umwelt
verträglichkeit. 

Städtebauliche Konzeption

Die DAH Photovoltaik 3. GmbH strebt die 
Errichtung eines großen Solarparks mit 
einer Gesamtgröße von ca. 128 ha an. Hier-
von sollen ca. 106 ha mit Solarmodulen be-
legt und ca. 20 ha als Wiesenflächen (Aus-
gleichsflächen) angelegt werden. Weitere 
ca. 1,2 ha werden mit Sichtschutzhecken 
bepflanzt. Entlang des Feldwirtschaftswe-

ges (ca. 0,3 ha), der durch den südlichen 
Teilbereich des Plangebietes verläuft, wer-
den auf einer Fläche von ca. 0,7 ha die be-
stehenden Alleebäume erhalten. 

Der Geltungsbereich des Vorhaben- und 
Erschließungsplans beinhaltet drei Teilflä-
chen, die als Solarpark genutzt werden sol-
len. Die Aufteilung ergibt sich auf Grundla-
ge der bestehenden Feldwirtschaftswege. 

Diese werden langfristig erhalten und ge-
sichert. 

Im VEP sind die geplanten Modulreihen in 
der maximal machbaren Länge dargestellt. 
Die einzelnen Module werden nicht ausge-
wiesen.

Die Süd-ausgerichteten Modultische wer-
den mit drei vertikal ausgerichteten Modu-
len übereinander errichtet. Die Tiefe eines 
Modultisches beträgt ca. 7 m, die Regelhö-

Musteransicht Süd-Belegung; Quelle: Leipziger Energie GmbH & Co. KG, Leipzig; Stand: 24.05.2022

Das Projekt

Musteransicht Süd-Belegung; Quelle: Leipziger Energie GmbH & Co. KG, Leipzig; Stand: 24.05.2022
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he bis zu 2,6 m über Gelände und der Ab-
stand zwischen den einzelnen Reihen ca. 
2-2,5 m (je nach Topographie)

Mit diesen Festlegungen im Vorhaben- und 
Erschließungsplan wird eindeutig klarge-
stellt, welche Flächen überbaut werden 
können und welche frei bleiben.

Die Zaunanlagen werden entlang der Gren-
zen des Solarparks positioniert. Die max. 
Zaunhöhe ist auf 2,0 m über Gelände be-
grenzt. Die geplante Sicherheitszaun wird 
so angelegt, dass er für Mittel- und Klein-
säuger und für Amphibien und Reptili-
en passierbar ist, d.h. mit einer Bodenfrei-
heit von mind. 20 cm. Alternativ wird der 
Zaun alle 30 m durch 30 cm hohe und brei-
te Durchlässe für mittelgroße Säugetiere 
unterbrochen (z.B. kurze Röhren, U-Steine).

Das anfallende Niederschlagswasser wird 
weiterhin vor Ort zur Versickerung gebracht.

Die Ableitung des gewonnenen Stromes er-
folgt über Kabel, die vorzugsweise im Be-
reich des öffentlichen Weges untergebracht 
werden.

Die Erschließung des Solarparks ist über 
den Heinersdorfer Weg gesichert, der - von 
Marxdorf aus kommend - von Nordosten 
her an die Fläche heranführt.

Aus Gründen des vorbeugenden Brand-
schutzes sowie für Wartungsarbeiten ist die 
Anlage von zusätzlichen Versorgungswe-
gen innerhalb des Solarparks vorgesehen. 
Zur Löschwasserversorgung werden inner-
halb des Solarparks so genannte Löschwas-
serkisssen vorgehalten.

Durch die geplante Nutzung kommt es zu 
einer Extensivierung der betroffenen bisher 
intensiv genutzten Flächen.

Eine extensive landwirtschaftliche Nut-
zung der Fläche innerhalb des Solarparks 
(Schafbeweidung, Grünlandnutzung, …) 
ist weiterhin möglich und wird seitens des 
Vorhabenträgers nach Möglichkeit ange-
strebt. 

Schematische Darstellung Schnittzeichnung Modultische; Quelle: Leipziger Energie GmbH & Co. KG, Leipzig; 
Stand: 14.08.2024
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Vorhaben- und Erschließungsplan; ohne Maßstab; Quelle: © Vermessungsbüro Ingelore Feldhaus (ÖbVl), Birkenweg 22, 14547 Beelitz / OT Fichtenwalde; Bearbeitung: 
Kernplan
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Art der baulichen Nutzung 
- Sonstiges Sondergebiet 
„Photovoltaik“

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 
Abs. 2 BauNVO

Gemäß § 11 Abs. 1 BauNVO ist ein solches 
Gebiet als Sonstiges Sondergebiete festzu-
setzen, das sich von den Baugebieten nach 
den §§ 2 bis 10 BauNVO wesentlich unter-
scheidet. Analog Abs.  2 ist deren Zweck
bestimmung und die Art der Nutzung fest-
zusetzen.

Ziel der vorliegenden Planung ist, die Nut-
zung des Gebietes mit einer Freiflächen-
Photovoltaik-Anlage planungsrechtlich vor-
zubereiten.

Deshalb sind innerhalb des Sondergebietes 
Anlagen zur Erzeugung und Speicherung 
von Strom aus solarer Strahlungsenergie, 
einschließlich deren Nebenanlagen, zuläs-
sig. 

Weiterhin wurde die Zulässigkeit von An-
lagen festgesetzt, die erforderlich sind, um 
die angestrebte Hauptnutzung zu realisie-
ren.

Zur internen Erschließung des Sonsti-
gen Sondergebietes „Photovoltaik“ sind 
Zuwegungen zulässig. Ein wichtiges Ele-
ment jeglicher Nutzung ist die Entwäs-
serung. Vorrichtungen zur Entwässerung 
müssen zwingend zulässig sein, um einen 
schadlosen Abfluss von Wasser zu ermög-
lichen.

Die Errichtung von Zäunen und Über
wachungskameras dient dem Schutz der 
Anlage vor Vandalismus und Diebstahl.

Maß der baulichen Nutzung

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 
- 21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 18 
BauNVO

Die Festsetzung der maximalen Höhe bauli-
cher Anlagen dient der Verhinderung einer 
Höhenentwicklung über das unbedingt nöti-

ge Maß hinaus und sorgt somit für ein mög-
lichst harmonisches Einfügen in das Land-
schaftsbild. Innerhalb der zulässigen Hö-
he können alle technischen Möglichkeiten 
für eine möglichst optimierte Photovoltaik
nutzung ergriffen werden.

Grundflächenzahl und maximal 
versiegelbare Grundfläche

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 
BauNVO

Die Grundflächenzahl nach §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter überbaute Grundflä-
che je Quadratmeter Grundstücksfläche zu-
lässig ist.

Die Bemessungsobergrenze für die bauliche 
Nutzung liegt in sonstigen Sondergebieten 
bei einer Grundflächenzahl von 0,8.

Im Sonstigen Sondergebiet „Photovoltaik“ 
ist eine Grundflächenzahl von 0,8 für die 
projizierte überbaubare Fläche erforderlich, 
um die Belegungsdichte der Modultische zu 
regeln. Im Unterschied zu sonstigen bauli-
chen Anlagen bringen Photovoltaikanlagen 
in aufgeständerter Bauweise einen sehr ge-
ringen Versiegelungsgrad mit sich. Der tat-
sächliche Versiegelungsgrad wird durch 
die Verankerung der Unterkonstruktion 
für die Photovoltaikmodultische im Bo-
den sowie durch die Flächen von Wechsel-
richtern, Trafogebäuden und parkinternen 
Zuwegungen hervorgerufen. 

Überbaubare und nicht über- 
baubare Grundstücksflächen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Die Festsetzung der Baugrenzen erlaubt 
die Errichtung der Freiflächen-Photovoltaik
Anlage an den vorgesehenen Stelle. Das 
Baufenster ist ausreichend groß dimensio-
niert, um alle zur Errichtung und zum Be-
trieb der Freiflächen-Photovoltaik-Anla-
ge notwendigen Nebenanlagen und Funk-
tionen anzulegen. Somit ist eine maximale 
Ausnutzung der Fläche im Plangebiet mög-
lich.

Aus Erschließungsgründen, einerseits wäh-
rend der Bauzeit aber auch während des 
Betriebes der Anlage, können Zuwegungen 
innerhalb der überbaubaren Grundstücks
fläche angelegt werden, um einen geregel-
ten Betriebsablauf inklusive Wartung und 
Pflege der Photovoltaik-Anlage zu gewähr-
leisten.

Zur Ableitung von nicht versickertem Nie-
derschlagswasser können entsprechende 
Einrichtungen zur Entwässerung samt erfor-
derlichem Zubehör gebaut werden.

Flächen, die von der Bebauung 
freizuhalten bzw. nur einge-
schränkt bebaubar sind; hier: 
Abstandsfläche zur Ortslage 

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

Die Festsetzung dient dem Schutz der 
Wohnbebauung in der Ortslage Marxdorf 
vor negativen Beeinträchtigungen durch 
potenzielle Blendwirkungen des geplanten 
Solarparks.

Verkehrsfläche besonderer  
Zweckbestimmung; hier: 
Feldwirtschaftsweg

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Der Verlauf des bestehenden Feldwirt-
schaftsweges wird nachrichtlich in den Be-
bauungsplan aufgenommen. Durch die 
Festsetzung der Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Feldwirtschafts-
weg wird zum einen die Erschließung des 
Plangebietes sichergestellt sowie zum an-
deren die öffentliche Zugänglichkeit der an-
grenzenden land- und forstwirtschaftlichen 
Flächen sichergestellt. 

Private Grünflächen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Die Flächen innerhalb der Teilgeltungsbe-
reiche, die zur Anlage von Heckenpflanzun-
gen zur Ortslage Marxdorf und Bungalow-
siedlung vorgesehen sind, werden als priva-
te Grünflächen festgesetzt. 
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Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur, Boden und Landschaft

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-
gemeinen und der Vermeidung artenschutz-

rechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG. Darüber hinaus sollen die 
Festsetzungen dazu beitragen, die Beein-
trächtigungen der durch das Planvorhaben 
induzierten Eingriffe zu mindern und so 
weit wie möglich auszugleichen.

Zum Ausgleich des Eingriffs in Natur und 
Landschaft sind die Flächen im Sonderge-

biet durch naturnahe Grünlandeinsaat und 
extensive Bewirtschaftung als Grünland zu 
entwickeln und durch Mahd (1 bis 2-mali-
ge Mahd pro Jahr) zu pflegen. Der Einsatz 
von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist 
unzulässig. 

Als Kompensation für den Brutraumverlust 
der Feldlerche und der Grauammer wird die 

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes; ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

TEIL A: PLANZEICHNUNG PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

SOPV
SONSTIGES SONDERGEBIET „PHOTOVOLTAIK“ (SOPV)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 11 BAUNVO)

Anlagenhöhe 4 m
HÖHE BAULICHER ANLAGEN, HIER: MAXIMALE HÖHE DER PHOTOVOLTAIK-ANLAGE 
ÜBER ANSTEHENDEM GELÄNDE
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ
max. 0,8

GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB U. § 23 ABS. 3 BAUNVO)

FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTEN BZW. NUR EINGESCHRÄNKT 
BEBAUBAR SIND; HIER: ABSTANDSFLÄCHE ZUR ORTSLAGE UND ZUR 
BUNGALOWSIEDLUNG
(§ 9 ABS. 1 NR. 10 UND ABS. 6 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
FELDWIRTSCHAFTSWEG
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

PRIVATE GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 ABS.1 NR. 15 BAUGB)

MASSNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB)

V / A / E

MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG 
VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT (V = VERMEIDUNGS- UND 
MINIMIERUNGSMASSNAHMEN; A = AUSGLEICHSMASSNAHMEN; 
E = MASSNAHMENEMPFEHLUNG) 
(§ 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB)

ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25A BAUGB)

ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25B BAUGB)

o 83.5

NATÜRLICHE GELÄNDEOBERKANTE ÜBER NHN: Als unterer Bezugspunkt gilt die natür-
liche Geländeoberkante gem. § 2 Abs. 12 BbgBO. Die maßgebliche Geländeoberfl äche 
ist dem Planeinschrieb des Vermessungsplanes, der dem Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan zugrunde liegt, zu entnehmen. Zwischenwerte sind zu interpolieren.

Nutzungsart Anlagenhöhe

Grundfl ächenzahl -

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB

1.1 SONSTIGE SONDERGEBIET 
„PHOTOVOLTAIK“ (SOPV) 
ANALOG § 11 BAUNVO

zulässig sind:

Gebiet für die Errichtung einer Freifl ächen-Photovol-
taik-Anlage, siehe Plan.

1. Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer 
Strahlungsenergie (Photovoltaik-Anlage).

2. Anlagen zur Speicherung solarer Energie.
3. Alle zum Betrieb der Photovoltaik-  oder Speicher-

Anlage erforderlichen Anlagen, Funktionen, Bau-
teile, Zufahrten, Zuleitungen, Zuwegungen, Zäune, 
Wechselrichter, Transformatoren, Brandschutz-
mauern, Überwachungskameras.

4. Alle zur Entwässerung des Plangebietes notwen-
digen Infrastrukturen (z.B. Entwässerungsrinnen, 
-becken und -mulden) samt Zubehör.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16 - 
21 A BAUNVO

2.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 18 
BAUNVO

Siehe Plan.
Die Photovoltaikmodule dürfen maximal 4 m über das 
heutige Gelände hinausragen. Zäune sind bis zu einer 
Höhe von 2,5 m zulässig. Alle sonstigen Anlagen und 
Nebenanlagen (z.B. Speicher, Trafogebäude) dürfen 
eine Höhe von 3,5 m nicht überschreiten. Anlagen für 
den Blitzschutz und Kameramasten zur Überwachung 
des Geländes dürfen eine Höhe von max. 6,5 m auf-
weisen.

Als unterer Bezugspunkt wird die natürliche Gelän-
deoberkante gem. § 2 Abs. 12 BbgBO festgesetzt. 
Die maßgebliche Geländeoberfl äche ist dem Vermes-
sungsplan, der dem Vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan im weiteren Verfahren zugrunde gelegt wird, zu 
entnehmen. Zwischenwerte sind zu interpolieren.

2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL UND MAXIMAL 
VERSIEGELBARE GRUNDFLÄCHE
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 
BAUNVO

Siehe Plan.
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird für die Sonstigen 
Sondergebiete „Photovoltaik“ (Modulfl äche) als proji-
zierte überbaubare Fläche auf 0,8 festgesetzt. 

3. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 
BAUNVO

Siehe Plan.
Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im Plan 
mittels Baugrenzen festgesetzt. Die PV-Modultische 
und Speicher-Anlagen sind innerhalb der im Plan defi -
nierten Baugrenze zu errichten.

Innerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen dür-
fen außerdem alle zum Betrieb der Photovoltaik-An-
lagen erforderlichen Anlagen, Funktionen, Bauteile, 
Zuwegungen und Einfriedungen errichtet werden.

Des Weiteren dürfen innerhalb und außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfl ächen alle zur Entwässe-
rung des Plan gebietes notwendigen Entwässerungs-
becken, -gräben und -mulden samt Zubehör ausge-
baut werden.

Zäune, Zuwegungen, Zuleitungen, Einfriedungen 
und Wechselrichter dürfen auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfl ächen errichtet werden. 

4. FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREI-
ZUHALTEN BZW. NUR EINGESCHRÄNKT 
BEBAUBAR SIND; HIER: 
ABSTANDSFLÄCHE ZUR ORTSLAGE UND 
ZUR BUNGALOWSIEDLUNG

 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB

Siehe Plan.

5. VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER 
 ZWECKBESTIMMUNG, HIER: 

FELDWIRTSCHAFTSWEG
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

6.  PRIVATE GRÜNFLÄCHEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB

Siehe Plan.
Innerhalb der privaten Grünfl ächen sind Versickerungs-
mulden, und Entwässerungsgräben zulässig. Innerhalb 
der Grünfl ächen sind wasserdurchlässige Zufahrten / 
Zuwegungen zulässig.

7. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

V1: Baufeldvorbereitung außerhalb der Brut- und 
Setzzeiten 
In Bezug auf den Artenschutz sind die Rodungsfristen 
n. § 39 BNatSchG zu beachten und vorliegend auf 
die Baufeldfreimachung insgesamt zu übertragen. Es 
ist darauf zu achten, dass die Ackerfl ächen im Vorfeld 
der beginnenden Bauarbeiten weder eingesät werden, 
noch dass eine Brachevegetation aufkommt, um so 
eine Brutraumnutzung durch Bodenbrüter innerhalb 
des Baufeldes, namentlich der Feldlerche zu unter-
binden. Folgebruten in der Zeit nach August sind nicht 
zu erwarten, folglich kann hier die Gestattungszeit 
des § 39 BNatSchG auf den Zeitraum ab September 
erweitert werden. 

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (ANALOG § 9 BAUGB + BAUNVO)

Artenschutz

• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzum-
triebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundfl ächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und 
andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den 
Stock zu setzen. 

Bodenschutz
• Der bei Bauarbeiten anfallende Oberboden (Mutterboden) ist schonend zu behandeln und einer sinnvollen 

Folgenutzung zuzuführen. Auf § 202 BauGB „Schutz des Mutterbodens“ wird verwiesen.
• Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen DIN-Vorschriften (z. B. DIN 4020 und 

1054, DIN EN 1997-1 und -2) zu berücksichtigen. 
Brandschutz
• Innerhalb des Solarparks sind in Abstimmung mit der örtlichen Feuerwehr Feuerzufahrten und -wege anzule-

gen.
Denkmalschutz
• In 3 Abschnitten des Vorhabenbereichs besteht aufgrund fachlicher Kriterien die begründete Vermutung, dass 

hier bislang noch nicht aktenkundig gewordene Bodendenkmale im Boden verborgen sind.
• Die Vermutung gründet sich u. a. auf folgende Punkte:

1. Bei den ausgewiesenen Bereichen handelt es sich um Areale, die in der Prähistorie siedlungsgünstige na-
turräumliche Bedingungen aufwiesen, da sie ehemals in Niederungs- bzw. Gewässernähe an der Grenze 
unterschiedlicher ökologischer Systeme lagen. Nach den Erkenntnissen der Urgeschichtsforschung in Bran-
denburg stellten derartige Areale aufgrund der begrenzten Anzahl siedlungsgünstiger Flächen in einer 
Siedlungskammer Zwangspunkte für die prähistorische Besiedlung dar.

2. Die ausgewiesenen Flächen entsprechen in ihrer Topographie derjenigen der bekannten Fundstellen in der 
näheren Umgebung.

3. In manchen Vermutungsbereichen deuten Bodenfunde bereits auf das Vorhandensein von Bodendenkma-
len hin.

• Aufl agen im Bereich von Bodendenkmal-Vermutungsfl ächen:
• Die Termine der Erdarbeiten in den ausgewiesenen Bodendenkmalvermutungsbereichen sind daher sowohl 

der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde als auch dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmal-
pfl ege und Archäologischen Landesmuseum, Referat Großvorhaben, zwei Wochen im Voraus mitzuteilen.

• Sollten während der Bauausführung bei Erdarbeiten - auch außerhalb der als Bodendenkmalvermutungsbe-
reich gekennzeichneten Flächen - Bodendenkmale (Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle 
oder -bohlen, Knochen, Tonscherben, Metallgegenstände u. Ä.) entdeckt werden, sind diese unverzüglich der 
zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpfl ege und 
Archäologischen Landesmuseum anzuzeigen (§ 11 BbgDSchG). Die Entdeckungsstätte und die Funde sind bis 
zum Ablauf einer Woche unverändert zu erhalten, damit fachgerechte Untersuchungen und Bergungen vor-
genommen werden können. Gemäß § 11 Abs. 3 BbgDSchG kann die Denkmalschutzbehörde diese Frist um 
bis zu 2 Monate verlängern, wenn die Bergung und Dokumentation des Fundes dies erfordert. Besteht an der 
Bergung und Dokumentation des Fundes aufgrund seiner Bedeutung ein besonderes öffentliches Interesse, 
kann die Frist auf Verlangen der Denkmalfachbehörde um einen weiteren Monat verlängert werden. Die 
Denkmalfachbehörde ist berechtigt, den Fund zur wissenschaftlichen Bearbeitung in Besitz zu nehmen (§ 11 
Abs. 4 BbgDSchG).

• Werden in den ausgewiesenen Vermutungsbereichen und darüber hinaus archäologische Dokumentationen 
notwendig, so hat die/der Träger/in des Vorhabens nach Maßgabe der §§ 7, 9 und 11 BbgDSchG sowohl die 
Kosten der fachgerechten Dokumentation im Rahmen des Zumutbaren zu tragen als auch die Dokumentation 
sicherzustellen.

• Empfehlung im Bereich von Bodendenkmal-Vermutungsfl ächen:
• Um Bauverzögerungen zu vermeiden und bereits frühzeitige Planungssicherheit zu erhalten, ist für Bereiche, 

in denen Bodendenkmale begründet vermutet werden, die Einholung eines archäologischen Fachgutachtens 
durch die/den Vorhabenträger/in empfohlen, sofern in diesen Bereichen Bodeneingriffe geplant sind (vgl. Ver-
waltungsvorschrift des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kultur über die denkmalrechtliche Er-
laubnisfähigkeit von Anlagen zur Erzeugung und Nutzung erneuerbarer Energien [VV EED] vom 20. Juli 2023, 
Amtsbl. 32 v. 16.08.2023). In dem Gutachten ist mittels einer Prospektion zu klären, inwieweit Bodendenk-
malstrukturen von den Baumaßnahmen im ausgewiesenen Vermutungsbereich betroffen sind und in welchem 
Erhaltungszustand sich diese befi nden.

• Bei einer bauvorbereitenden archäologischen Prospektion handelt es sich um eine kostengünstige und schnell 
durchführbare Maßnahme: In den ausgewiesenen Bereichen mit begründet vermuteten Bodendenkmalen 
werden in einem Abstand von 25 m Bodenproben entnommen und nach kulturellen Hinterlassenschaften 
(Tonscherben, Knochen, Metallgegenstände u. Ä.) untersucht. Fällt das Ergebnis der Prospektion positiv aus, 
sind weitere bodendenkmalpfl egerische Maßnahmen gem. §§ 7, 9 und 11 BbgDSchG abzuleiten und i. d. R. 
bauvorbereitend durchzuführen. Fällt das Ergebnis der Prospektion negativ aus, kann im untersuchten Ab-
schnitt auf weitergehende Schutz- und Dokumentationsmaßnahmen verzichtet werden. In Abhängigkeit von 
den technischen Voraussetzungen kann das Gutachten ggf. auch baubegleitend erstellt werden.

• Flächen oder Trassen, die lediglich während der Bauzeit genutzt werden (z. B. Bau- und Materiallager und u. 
U. auch Arbeitsstraßen), sollten nicht im Bereich von Bodendenkmal-Vermutungsfl ächen eingerichtet werden 
bzw. nur dort, wo bereits eine Versiegelung des Bodens vorliegt. Durch den notwendigen Oberbodenabtrag 
und das verstärkte Befahren dieser Flächen mit schwerem Baugerät sowie durch mögliche Bagger- oder Rau-
penaktivität o. ä. Eingriffe in den Untergrund wird die Bodendenkmalsubstanz umfangreich ge- und zerstört. 
Sollte es nicht möglich sein, bauzeitlich genutzte unversiegelte Flächen und Wege außerhalb vermuteter Bo-
dendenkmale anzulegen, so werden ggf. kostenpfl ichtige Schutz- bzw. Dokumentationsmaßnahmen notwen-
dig.

• Die bauausführenden Firmen sind über die genannten Aufl agen und Denkmalschutzbestimmungen zu unter-
richten und zu ihrer Einhaltung zu verpfl ichten.

• Es können jederzeit neue Bodendenkmale auftreten. Änderungen bzw. Ergänzungen des Bodendenkmalbe-
standes sind jederzeit möglich und zu berücksichtigen. Die Denkmalliste wird kontinuierlich fortgeschrieben.

EWE NETZ GmbH
• Die Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und Standorten (Bestand) grundsätzlich zu erhalten 

und dürfen weder beschädigt, überbaut, überpfl anzt oder anderweitig gefährdet werden. Es ist sicherzustel-
len, dass die Leitungen und Anlagen durch das Vorhaben weder technisch noch rechtlich beeinträchtigt 
werden.

• Sollte sich durch das Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpassung der Anlagen, wie z.B. Änderungen, Be-
seitigung, Neuherstellung der Anlagen an anderem Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, 
sollen dafür die gesetzlichen Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik gelten. Gleiches gilt auch für 
die gegebenenfalls notwendige Erschließung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen und Anlagen durch 
EWE NETZ. Es wird darum gebeten in diesem Fall Versorgungsstreifen bzw. -korridore für Telekommunika-
tionslinien, Elektrizitäts- und Gasversorgungsleitungen gemäß DIN 1998 (von min. 2,2 m) mit einzuplanen. 
Weiterhin kann für die Stromversorgung von Baugebieten o. Ä. zusätzlich die Installation einer Trafostation 
erforderlich sein. Für die Auswahl eines geeigneten Stationsplatzes (ca. 6m x 4m) ist die EWE NETZ GmbH in 
weitere Planungen frühzeitig mit einzubinden. 

• Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von dem Vorhabenträger vollständig zu tragen 
und der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH haben eine 
anderslautende Kostentragung vertraglich geregelt.

Geologie
• Auskünfte zur Geologie können über den Webservice des LBGR abgefragt werden.
• Außerdem wird auf die im Zusammenhang mit etwaig geplanten Bohrungen oder geophysikalischen Unter-

suchungen bestehende Anzeige-, Mitteilungs- oder Auskunftspfl icht hingewiesen (§ 8 ff Gesetz zur staatli-
chen geologischen Landesaufnahme sowie zur Übermittlung, Sicherung und öffentlichen Bereitstellung geo-
logischer Daten und zur Zurverfügungstellung geologischer Daten zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben (Geolo-
giedatengesetz-GeolDG)).

Immissionsschutz
• Bei einer Photovoltaik-Freifl ächenanlage handelt es sich aus immissionsschutzrechtlicher Sicht um eine nicht-

genehmigungsbedürftige Anlage. Nach § 22 BlmSchG muss der Betreiber solcher Anlagen diese so er-richten 
und betreiben, dass nach dem Stand der Technik vermeidbare schädliche Umweltbeeinträchtigungen verhin-
dert werden. Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes ist darauf zu achten, dass die von der PV-Anlage aus-
gehenden Licht-Emissionen und Geräuschemissionen nicht zu schädlichen Umwelteinwirkungen auf die 
Nachbarschaft führen.

Die Einsicht in die verwendeten technischen Normen und Richtlinien ist beim Bauamt des Amtes 
Seelow-Land möglich.

HINWEISE VERFAHRENSVERMERKE
• Die Vorhabenträgerin, die DAH Photovoltaik 3. 

GmbH, hat mit Schreiben vom __.__.____ die Ein-
leitung eines Satzungsverfahrens nach § 12 BauGB 
beantragt.

• Die Gemeindevertreterversammlung hat am 
__.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur Auf-
stellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
„Energiepark Marxdorf“ mit Vorhaben- und 
Erschließungsplan beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen vorhabenbezogenen Be bau-
ungs plan aufzustellen, wurde am __.__.____ orts-
üblich bekannt gemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Die Öffentlichkeit wurde im Rahmen einer Unter-
richtung in der Zeit vom __.__.____ bis einschließ-
lich __.__.____ frühzeitig beteiligt (§  3 Abs.  1 
BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden, deren Aufga-
benbereich von der Planung berührt werden kann, 
wurden mit Schreiben vom __.__.____ frühzeitig 
beteiligt und demgemäß von der Planung unter-
richtet und um Äußerung auch im Hinblick auf den 
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgefor-
dert (§ 4 Abs. 1 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis 
zum __.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt.

• Die Gemeindevertreterversammlung hat in ihrer 
Sitzung am __.__.____ den Entwurf gebilligt und 
die Veröffentlichung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes „Energiepark Marxdorf” mit Vorha-
ben- und Erschließungsplan im Internet beschlos-
sen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil  B), dem Vorhaben- und 
Erschließungsplan, der Begründung und dem 
Umweltbericht, wurde in der Zeit vom __.__.____ 
bis ein schließlich __.__.____ im Internet veröf-
fentlicht und zur Ansicht und zum Herunterladen 
bereitgehalten (§ 3 Abs. 2 BauGB). Zusätzlich fand 
eine öffentliche Auslegung statt.

• Ort und Dauer der Veröffentlichung im Internet und 
der Auslegung wurden mit dem Hinweis, dass Stel-
lungnahmen während der Veröffentlichungsfrist 
von jedermann elektronisch per Mail, oder bei Be-
darf schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben 
werden können, dass nicht fristgerecht abgegebe-
ne Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben kön-
nen, am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
(§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Veröffentli-
chung im Internet / Auslegung elektronisch be-
nachrichtigt (§  3 Abs.  2 BauGB und §  4 Abs.  2 
BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine 
Frist bis zum __.__.____ zur Stellung nahme ein-
geräumt. 

• Während der Veröffentlichung im Internet / öffent-
lichen Auslegung gingen seitens der Behörden und 
der sonstigen Träger öffentlicher Belange, der 
Nachbargemeinden sowie der Bürger Anregungen 
und Stellungnahmen ein. Die Abwägung der vor-
gebrachten Bedenken und Anregungen erfolgte 
durch die Gemeindevertreterversammlung am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht ha-
ben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

• Die Gemeindevertreterversammlung hat am 
__.__.____ den vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan „Energiepark Marxdorf” und den Vorhaben- 
und Erschließungsplan als Satzung beschlossen (§ 
10 Abs. 1 BauGB). Der vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan besteht aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil B), dem Vorhaben- und 
Erschließungsplan sowie der Begründung und dem 
Umweltbericht.

• Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Energie-
park Marxdorf” und der Vorhaben- und 
Erschließungsplan werden hiermit als Satzung aus-
gefertigt.

 Seelow, den __.__.____   

 ________________
 Der Amtsdirektor

• Es wird bestätigt, dass der Inhalt des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans und die 
textlichen Festsetzungen mit dem hierzu ergange-
nen Satzungsbeschluss der Gemeindevertretung 
vom __.__.____ übereinstimmen.

Ausgefertigt: Seelow, den __.__.____  

 ________________
 Der Amtsdirektor

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) 
und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Ent-
schädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) hingewie-
sen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der vorhabenbe-
zogene Bebauungsplan „Energiepark Marxdorf”, 
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem 
Textteil (Teil B), dem Vorhaben- und Erschließungs-
plan sowie der Begründung und dem Umweltbericht, 
in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

 Seelow, den __.__.____   

 ________________
 Der Amtsdirektor
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Anlage von Blüh- und Brachestreifen sowie 
so genannten Lerchenfenstern festgesetzt.

Zudem sind an den waldrandnahen Modul-
gestellen verschiedene Nisthilfen (Vollhöh-
len, Halbhöhlen, Nischen, „Bienenhotels“) 
anzubringen sowie Biotop- und habitatver-
bessernde Maßnahmen innerhalb der Sölle  
durchzuführen.

Des Weiteren ist die Anlage eines strukturell 
diversen Waldrandes vorgesehen.

Die einzelnen Maßnahmen sind den textli-
chen Festsetzungen des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes und den Erläuterun-
gen des Umweltberichtes zu entnehmen

Anpflanzung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Die Festsetzung dient der Eingrünung des 
geplanten Solarparks zur nördlich angren-
zenden Ortslage von Marxdorf und zur süd-
westlich angrenzenden Bungalowsiedlung 
hin. 

Erhalt von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB

Die Festsetzung dient dem Erhalt des ent-
lang des südlichen Feldwirtschaftsweges 
existierenden Baumreihen.

Rückbauverpflichtung und 
Folgenutzung

Analog § 9 Abs. 2 BauGB

Die innerhalb des Sonstigen Sondergebietes 
festgesetzten Nutzungen sind nur so lan-
ge zulässig, wie die Freiflächen-Photo-
voltaik-Anlage betrieben wird. Nach 
Betriebsende sind diese einschließlich aller 
Nebeneinrichtungen und Fundamente in-
nerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren 
zurückzubauen. Ein Repowering der Anla-
ge gilt nicht als Betriebsende und bleibt von 
der Rückbauverpflichtung unberührt. Als 
Folgenutzung wird eine Landwirtschaftsflä-
che festgesetzt.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
BbgBO)

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. § 87 der Brandenburgischen 
Bauordnung gestalterische Festsetzungen 
getroffen werden. 

Die Einzäunung der Photovoltaik-Anla-
ge dient dem Schutz vor Sachbeschädi-
gung und Diebstahl. Die Bauvorschrift ist 
so ausgestaltet, dass die Einzäunung nach 
Möglichkeit keine Barriere für Klein- und 
Mittelsäuger darstellt. Um die negativen 
Auswirkungen der Zaunanlage auf das 
Landschaftsbild möglichst zu minimieren, 
sollte die notwendige Zaunanlage land-
schaftsangepasst eingefärbt, d.h. in ge-
deckten grünen Farbtönen gehalten wer-
den.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes die öffentlichen und priva-
ten Belange gegeneinander und unterein-
ander gerecht abwägen. Die Abwägung ist 
die eigentliche Planungsentscheidung. Hier 
setzt die Kommune ihr städtebauliches Kon-
zept um und entscheidet sich für die Be-
rücksichtigung bestimmter Interessen und 
die Zurückstellung der dieser Lösung ent-
gegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials

•	 Gewichtung der Belange

•	 Ausgleich der betroffenen Belange

•	 Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des §  1 Abs.  6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den vor-
habenbezogenen Bebauungsplan einge-
stellt.

Grundsätzlich ist hierbei zu beachten, dass 
in § 2 des EEG 2023 der Errichtung von An-
lagen zur Produktion erneuerbarer Ener-
gien, wie folgt Vorrang eingeräumt wird:

„Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen 
sowie den dazugehörigen Nebenanlagen 
liegen im überragenden öffentlichen Inte-
resse und dienen der öffentlichen Sicher-
heit. Bis die Stromerzeugung im Bundes-
gebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sol-
len die erneuerbaren Energien als vorran-
giger Belang in die jeweils durchzuführen-
den Schutzgüterabwägungen eingebracht 
werden.“

Auswirkungen auf die allgemeinen  
Anforderungen an gesunde Wohn-  
und Arbeitsverhältnisse und die  
Sicherheit der Wohn- und 
Arbeitsbevölkerung

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen 
Daseins. Er enthält die aus den allgemei-
nen Planungsgrundsätzen entwickelte For-
derung für Bauleitpläne, dass die Bevölke-
rung bei der Wahrung der Grundbedürfnis-
se gesunde und sichere Wohn- und Arbeits-
bedingungen vorfindet.

Das bedeutet, dass das Wohn- und Arbeits-
umfeld so entwickelt werden soll, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung 
auf das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Eine kritische Immissionssituation gem. 
den „Hinweisen zur Messung, Beurteilung 
und Minderung von Lichtimmissionen“ 
der Bund/Länderarbeitsgemeinschaft für 
Immissionsschutz besteht, wenn der 
Immissionsort weniger als 100 m in westli-
cher oder östlicher Lage entfernt ist.

Bei der dichtesten Wohnnutzung handelt es 
sich um zwei ca. 25 m entfernte Gebäude in 
der Ortslage Marxdorf nördlich bzw. nord-
östlich des geplanten Solarparks. Alle ande-
ren Wohnnutzungen liegen in deutlich grö-
ßeren Entfernungen. Zudem befindet sich 
die Bungalowsiedlung des Erholungsver-
eins „Krummer See“ in kurzer Entfernung 
südwestlich des geplanten Solarparks.

Von einer PV-Freiflächenanlage könnten 
störende Lichtreflektionen/Blendwirkungen 
der PV-Module ausgehen. Hinsichtlich einer 
möglichen Blendwirkung kritisch sind Im-
missionsorte, die vorwiegend west- bis süd-
westlich und östlich bis südöstlich einer 
PV-Anlage liegen und nicht weiter als 100 
m von dieser entfernt sind. Aufgrund der 
Lage südlich des Siedlungskörpers und 
der nach Süden ausgerichteten PV-Modu-
le sind schädliche Umwelteinwirkungen 
durch Lichtimmissionen und deren Blend- 
wirkungen gegenüber der Ortslage zwar 
nicht zu erwarten. Zum Konfliktvermeidung  
wird jedoch der Anregung des Landesamtes 

für Umwelt gefolgt und eine Abstandsfläche 
von 100m von einer Belegung mit Solarmo-
dulen ausgespart.

Zusätzlich wird der geplante Solarpark zur 
nördlich angrenzenden Ortslage von Marx-
dorf und südwestlich angrenzenden Bunga-
lowsiedlung durch Heckenpflanzungen ab-
geschirmt . 

Grundsätzlich sind Solarparks emissions-
arm und verursachen betriebsbedingt kaum 
Lärmbelastungen. Die baubedingten Lärm-
emissionen werden aufgrund der Bauart 
von Solarparks zeitlich sehr begrenzt sein, 
so dass diese ohne größere Relevanz sind. 

Ebenso wenig geht von PV-Freiflächenan-
lagen ein Unfall- oder Katastrophenrisiko 
aus, da solche Anlagen keine gefährdenden 
Stoffe beinhalten. Hinsichtlich des Brand-
schutzes sind entsprechende Schutzkonzep-
te zu entwickeln.

Zusätzlich trägt die standardisiert auf den 
Solarzellen aufgebrachte Antireflektions-
schicht dazu bei, die durch die PV-Module 
entstehenden Lichtreflektionen auf ein Min-
destmaß (1 - 4 % reflektiertes Licht) redu-
ziert werden.  

Insgesamt sind keine erheblichen negativen 
Umweltauswirkungen auf den Menschen 
zu erwarten. Im Gegenteil wird durch den 
Betrieb des Solarparks elektrische Energie 
ohne die Freisetzung von Kohlendioxid er-
zeugt, was sich positiv auf die menschliche 
Gesundheit auswirkt.

Der Bebauungsplan kommt somit der For-
derung, dass die Bevölkerung bei der Wah-
rung der Grundbedürfnisse gesunde und si-
chere Wohn- und Arbeitsbedingungen vor-
findet, im vollem Umfang nach.

Auswirkungen auf die Erholungs-
funktion

Die natur- bzw. landschaftsgebundene Er-
holung kann durch Photovoltaik-Freiflä-
chen-Anlagen als technische und einge-
zäunte Anlage verändert werden. Dies kann 
entweder infolge einer Verringerung von 
Flächen mit landschaftsbezogener Erho-
lungsnutzung ausgelöst werden oder durch 
eine erhebliche negative Veränderung der 
Erholungseignung und -qualität benachbar-
ter Erholungsflächen.

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Aufgrund der strukturellen Ausprägung 
als landwirtschaftlich, schwerpunktmäßig 
ackerbaulich genutztes Offenland ohne be-
sondere Erlebnisqualität hat das Plangebiet 
für die Erholungsnutzung nur eine geringe 
Bedeutung.

Um speziell ausgewiesene und entspre-
chend ausgestattete Wanderwege oder 
landschaftsbezogene Erholungsgebiete 
mit erholungsspezifischen Infrastrukturen 
wie Wanderhütten, Einkehrmöglichkeiten, 
touristische Aussichtspunkten, speziellen 
Ausflugszielen, etc. handelt es sich bei 
dem im Einwirkungsbereich des geplanten 
Solarparks liegenden Flächen nicht.

Zur südwestlich angrenzenden Bungalow-
siedlung des Erholungsvereins „Krummer 
See“ wird der geplante Solarpark durch 
eine Ergänzungspflanzung der bestehen-
den Hecke abgeschirmt.

Insgesamt ist die Bedeutung des betroffe-
nen Gebietes für die Erholung gering. Ein 
erhöhtes Konfliktpotenzial bezüglich der Er-
holungsnutzung besteht nicht.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbildes

Aufgrund des eingeschränkten Sichtraums, 
von dem aus das Plangebiet einsehbar ist,  
der geringen Bedeutung des betroffenen 
Landschaftsraumes für das Landschaftsbild 
und die landschaftsbezogene Erholung so-
wie der ausreichend großen Entfernung zu 
sensiblen Nutzungen wird die Beeinträch-
tigungsintensität der Auswirkungen stark 
vermindert. Es besteht am geplanten Anla-
gen-Standort insgesamt ein geringes Kon-
fliktpotenzial gegenüber Landschaftsbild-
beeinträchtigungen.

Nach Aufgabe der Nutzung der PV-Anlage 
wird diese zudem vollständig zurückgebaut.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

„Die Planung steht in Einklang mit den 
raumordnerisch und landesplanerisch vor-
gegebenen Entwicklungszielen. Schutz-
gebiete oder Schutzobjekte nach WHG/
BbGWG oder BNatSchG/ BbgNatSchAG 
sind nicht betroffen. Für das unmittelbar 
benachbarte FFH-Gebiet „Marxdorfer Ma-
serkütten“ kann eine erhebliche Beein-
trächtigung der Erhaltungsziele des Gebie-
tes durch das Vorhaben ausgeschlossen und 
damit eine Verträglichkeit attestiert werden. 
Einflüsse auf das

Wasserregime des aktuell degradierten Kes-
selmoores sind ausgeschlossen, eher ist 
durch die Aufgabe der Intensivlandwirt-
schaft mit einer Verbesserung der trophi-
schen Situation zu rechnen. Arten sind für 
das Gebiet nicht gemeldet, der 1995 nach-
gewiesene Moorfrosch dürfte im gegenwär-
tigen Degradationsstadium zumindest kei-
ne geeigneten Laichbedingungen mehr vor-
finden.

Die Planungsfläche besteht aus insgesamt 
fünf Ackerschlägen ohne nennenswerte Se-
getalflora sowie einer kleineren Einsaat-
wiese, einer Lagerfläche des angrenzenden 
landwirtschaftlichen Betriebes sowie einer 
mittlerweile als Dauergrünland entwickel-
ten ehemaligen Ackerbrache. Letztere steht 
randlich unter Düngeeinfluss der benach-
barten Ackerflächen, ist jedoch in weiten 
Bereichen als magere Flachlandmähwiese 
(FFH-LRT 6510) anzusprechen, in die klein-
flächige Magerrasenfragmente eingestreut 
sind. Die Fläche unterliegt damit dem Pau-
schalschutz n. § 30 BNatSchG.. Sie wird da-
her aus der Modulbelegungsfläche ausge-
schlossen und soll in ihrem Erhaltungszu-
stand durch ein angepasstes Mahdregime 
noch verbessert werden.

Innerhalb der südlichen Teilfläche befinden 
sich 2 Sölle, die aus der bisherigen Ackerbe-
wirtschaftung ausgeschlossen wurden und 
ebenfalls nicht mit Modultischen belegt 
werden. Auch hier sollen die eutraphenten 
und artenarmen, nur unregelmäßig durch 
den Jagdpächter freigehaltenen Brachen 
floristisch verbessert werden. Die Darstel-
lung im GeoPortal als perennierendes Klein-
gewässer kann aufgrund der lediglich im 
westlichen Soll grundfeuchten Verhältnisse 
nicht nachvollzogen werden.

Von der Belegungsfläche ausgenommen ist 
auch die ebenfalls als geschützter Biotop 
erfasste Lesesteinablagerung an der Ab-
zweigung der den geplanten Park queren-
den Feldwirtschaftswege, die jedoch voll-
ständig bewachsen ist und ihre Lebens-
raumfunktion, v.a. für Reptilien nicht mehr 
wahrnimmt. Sie soll im Zuge der Maßnah-
menumsetzung freigestellt werden.  

Schließlich werden auch die den geplan-
te Solarpark querenden, von Baumhe-
cken flankierten Feldwirtschaftswege aus 
dem gesicherten Solarparkgelände ausge-
gliedert, so dass durch das Vorhaben aus-
schließlich geringwertige Biotope bean-
sprucht werden.

Die Einsaat des Solarparks mit Regiosaat-
gut und die Aufgabe der intensiven Acker-

wirtschaft sowie die Entwicklung von Ma-
gergrünlandflächen und -streifen und die 
geplanten Pflanzmaßnahmen führen im 
Saldo zu einer Aufwertung von Biotopen 
und einer Verbesserung des Bodenfunk-
tionserfüllungsgrades.

Damit darf der Eingriff i.S.d. Eingriffsrege-
lung trotz der geringen Versiegelung bzw. 
Teilversiegelung durch die Erschließungs-
wege bilanziell als vollständig ausgeglichen 
gelten.

Im Zuge der faunistischen Erhebungen 
konnten auf der Fläche und im direkten 
Umfeld insgesamt 52 Vogelarten nachge-
wiesen werden. Von diesen waren 18 Arten 
als Brutvögel sicher oder hinreichend sicher 
für den Geltungsbereich und den Wirkbe-
reich belegbar. Die bodenbrütende Feldler-
che wurde mit 10 Brutpaaren auf der Fläche 
erfasst, im östlichen Soll ist der Brutnach-
weis des Braunkehlchens und der Grauam-
mer bemerkenswert. Die weiteren nachge-
wiesenen Arten (inkl. des Neuntöters) brü-
ten in den wegebegleitenden Hecken oder 
angrenzenden Waldflächen.

Die Fläche wird durch den Kranich, Kolk-
raben und Mäusebussard regelmäßig als 
Nahrungsraum genutzt, der Rotmilan wur-
de lediglich einmal im angrenzenden Luft-
raum beobachtet.

Die Planungsfläche zeigte sich nicht als be-
deutendes Rastgebiet. Registriert wurden 
lediglich kleinere Trupps von Buchfinken, 
Erlenzeisigen und Bachstelzen.

Die genannten Brutmöglichkeiten und Teil-
lebensraumnutzung als Nahrungsfläche 
werden durch die geplante PVA zumindest 
eingeschränkt. Insbesondere für die Feldler-
che als häufigstem Brutvogel sind Maßnah-
men angezeigt. Zum Erhalt/Verbesserung 
der Brutplätze dienen die bereits genannte 
Ausgliederungsfläche im Westen, ein rand-
licher Grünstreifen am Westrand, zwei Ab-
standsflächen im Osten, die beiden ausge-
gliederten Sölle mit Randstreifenverbreite-
rung sowie insgesamt 5 ausgesparte 25 m 
x 25 m große Belegungsfenster. Auf den ge-
nannten Flächen erfolgt eine an die Brut-
zeiten angepasste Magergrünlandpflege. In 
der Summe sind diese Maßnahmen geeig-
net, den Brutraumverlust unter die Erheb-
lichkeitsschwelle zu senken. Die Maßnah-
me darf gleichzeitig als Verbesserung der 
Jagdbedingungen für Suchjäger wie Rot-
milan oder Mäusebussard gelten. Weitere 
Maßnahmen zur Biotop- und Habitatver-
besserung sind die Entwicklung von gestuf-
ten Waldrändern im Bereich der übergangs-
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los angrenzenden Waldflächen und die Ent-
wicklung thermophiler Säume mit Requisi-
tenanreicherung (Stammholzstücke, Grob-
steine), insbesondere für die Zauneidechse. 
Weiterhin sind als Sichtschutz und ergän-
zende Habitatstruktur für Gehölzbrüter na-
turraumtypische Hecken am östlichen und 
westlichen Rand vorgesehen.

Für die lokale Fledermausfauna hat sich 
durch die Detektoruntersuchungen die an-
genommen Vermutung bestätigt, dass die 
weiterhin bestehenden linearen Gehölz-
strukturen und Waldränder wesentliche 
Leitstrukturen bei der Jagd darstellen, die 
Ackerflächen sind definitiv kein essentieller 
Lebensraum. Hier werden sich die struktu-
rellen Habitatbedingungen zukünftig eher 
verbessern. Quartiere sind nicht betroffen.

Mit einem Vorkommen weiterer planungs-
relevanter Arten ist aufgrund der bekannten 
Verbreitung oder der Habitatbedingungen 
am Standort nicht zu rechnen.

Unter den weiteren abiotischen Schutzgü-
tern Luft, Klima/Luft, Kultur und Sachgüter 
sowie Mensch und menschliche Gesundheit 
lässt sich keine besondere qualitätsbezo-
gene Disposition oder erhebliche Wirkung 
durch das Planungsvorhaben ableiten.“
(Quelle: Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan „Energiepark Marxdorf“ in der Gemein-
de Vierlinden Ortsteil Marxdorf; ARK Umweltplanung 
und –consulting, Paul-Marien-Straße 18, 66111 Saar-
brücken; Stand: 09.12.2024)

Auswirkungen auf die Belange des 
Bodenschutzes

Geologische Veränderungen gehen von 
einer PV-Freiflächenanlage nicht aus. Er-
hebliche Beeinträchtigungen können daher 
ausgeschlossen werden.

Im Zuge des Vorhabens kommt es - auf die 
Gesamtfläche bezogen - faktisch nur zu 
einer geringfügigen Versiegelung des Bo-
dens. Die Versiegelungen beschränken sich 
auf die Verankerungen für die Modulhalte-
rungen (Fundamente oder Rammpfosten) 
sowie ggf. den Bau von Betriebsgebäuden 
(z.B. Trafogebäude, Speicher und Zentral-
wechselrichter) und Erschließungsanlagen 
(z.B. Wege, Bedarfsparkplätze,...), d.h. tre-
ten lediglich punktuell auf. Auf dem weit-
aus größten Teil des Plangebietes bleiben 
sämtliche Bodenfunktionen erhalten. Auf-
grund der Vielzahl an vorhandenen Feld-
wirtschaftswegen sowohl innerhalb des 
Plangebietes als auch im direkten Umfeld 
sind keine zusätzlichen externen Erschlie-
ßungsmaßnahmen notwendig. Im Allge-

meinen wird das Schutzgut Boden bei PV-
Freiflächenanlagen nur geringfügig beein-
trächtigt. Zudem handelt es sich um eine le-
diglich temporäre Bodeninanspruchnahme, 
da nach der Aufgabe der photovoltaischen 
Nutzung ein kompletter Rückbau der Ver-
siegelungen erfolgen wird.

Die Beeinträchtigungen des Bodens sind 
insgesamt als von geringer Wirkintensität 
und als ökologisch unerheblich zu bewer-
ten.

Ein spürbar positiver Effekt entsteht 
demgegenüber durch die zukünftige 
Extensivierung der landwirtschaftlichen 
Nutzung, da der Wegfall des Nährstoff- 
und Pflanzenschutzmitteleintrags sowie 
bei den betroffenen Ackerflächen zusätzlich 
die langjährige Bodenruhe dem Boden die 
Möglichkeit zur Regeneration schafft.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes und des Schutz-
gutes Wasser

Dem Gebiet kommt eine lediglich allgemei-
ne Bedeutung bezüglich des Grundwassers 
zu. Die geringfügige Verringerung der für 
die Infiltration von Regenwasser vorhande-
nen Fläche infolge der kleinflächigen Versie-
gelungen ist weder für den Oberflächenab-
fluss noch die Grundwasserneubildung von 
Bedeutung. Da das anfallende Regenwas-
ser über die schräg stehenden Module ab-
läuft und vor Ort vollständig und ungehin-
dert im Boden versickert, der Boden weit-
gehend unverändert erhalten bleibt und da-
her dessen Versickerungsfähigkeit nicht ver-
ändert wird, wird die Grundwasserneubil-
dungsrate trotz punktueller Versiegelungen 
und der Überdeckung mit Modulen im Ver-
gleich zur Ausgangssituation gleich bleiben. 
Eine Reduzierung der Grundwasserneubil-
dung und damit eine quantitative Verän-
derung des Grundwassers sind demzufolge 
nicht zu erwarten. Zu größeren Tiefbaumaß-
nahmen, die eine Grundwasserabsenkung 
verursachten könnten, oder zu Gründungen 
in einem Bereich mit hoch anstehendem 
Grundwasser wird es nicht kommen. Da-
durch verursachte Beeinträchtigungen sind 
daher ebenfalls nicht zu befürchten.

Mit relevanten Auswirkungen auf die Be-
lange des Hochwasserschutzes und des 
Schutzgutes Wasser ist insgesamt nicht zu 
rechnen.

Auswirkungen auf die Belange der 
Land- und Forstwirtschaft

Bei den Flächen, die für die Errichtung des 
Solarparks vorgesehen ist, handelt es sich 
ausschließlich um landwirtschaftliche Nutz-
flächen. Bei Realisierung des Vorhabens ge-
hen daher für die Dauer der Nutzung der 
Flächen als Photovoltaik-Anlage landwirt-
schaftliche Nutzflächen vorübergehend ver-
loren.

Solarparks leisten einen Beitrag zur Errei-
chung der Energiewende im Sinne einer de-
zentralen Produktion erneuerbarer Energien 
und dient somit dem Allgemeinwohl. Die 
Landwirte sind durch den temporären Weg-
fall von Teilen ihrer Produktionsflächen nicht 
in ihrer Existenz gefährdet. Auf den Flächen 
werden keine Pestizide oder sonstige für 
Flora und Fauna schädlichen Substanzen 
eingetragen. Darüber hinaus wurde eine 
Rückbauverpflichtung und Folgenutzung 
„Landwirtschaft“ per Festsetzung in den 
Bebauungsplan aufgenommen. Somit ist 
gewährleistet, dass die überplanten Flächen 
nach Beendigung der photovoltaischen 
Nutzung wieder für die Landwirtschaft zur 
Verfügung stehen können.

Zudem wird in § 2 des EEG 2023 der Er-
richtung von Anlagen zur Produktion 
erneuerbarer Energien, wie folgt Vorrang 
eingeräumt:

„Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen 
sowie den dazugehörigen Nebenanlagen 
liegen im überragenden öffentlichen Inte-
resse und dienen der öffentlichen Sicher-
heit. Bis die Stromerzeugung im Bundes-
gebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sol-
len die erneuerbaren Energien als vorran-
giger Belang in die jeweils durchzuführen-
den Schutzgüterabwägungen eingebracht 
werden.“

Aus den genannten Gründen und aufgrund 
der besonderen Bedeutung der Nutzung re-
generativer Energien ist die Inanspruchnah-
me dieser landwirtschaftlichen Nutzflächen 
vertretbar.

Die Belange der Forstwirtschaft sind durch 
die Planung nicht direkt betroffen. 

Auswirkungen auf die Belange der 
Versorgung, insbesondere mit  
Energie

Es sind keine negativen Auswirkungen 
auf die Belange der Versorgung bekannt. 
Die in der Freiflächen-Photovoltaik-Anla-
ge gewonnene Energie wird in das örtliche 
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Stromnetz eingespeist. Ein Wasseranschluss 
ist nicht erforderlich und entsprechend nicht 
vorhanden.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs

Die Erschließung des Solarparks ist über 
den Heinersdorfer Weg gesichert, der - von 
Marxdorf aus kommend - von Nordosten 
her an die Fläche heranführt.

Ein erhöhtes Park- oder Verkehrsaufkom-
men kann ausgeschlossen werden, da 
durch die Art der Nutzung kein Kunden-, 
Liefer- oder Publikumsverkehr entsteht. Das 
kaum als solches zu bezeichnende „Ver-
kehrsaufkommen“ beschränkt sich auf ein-
zelne wenige Fahrten pro Jahr zur Kontrolle 
bzw. Instandhaltung der Freiflächen-Photo-
voltaik-Anlage.

Negative Auswirkungen auf die Verkehrssi-
cherheit durch die Freiflächen-Photovoltaik-
Anlage sind somit nicht zu erwarten.

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der geplan-
ten Freiflächen-Photovoltaik-Anlage kön-
nen durch die Überbauung mit PV-Modu-
len lokalklimatische Veränderungen auftre-
ten, da zum einen tagsüber unter den Mo-
dulreihen durch die Überdeckungs- und Be-
schattungseffekte niedrigere Temperaturen 
auftreten und zum anderen in den Nacht-
stunden infolge der Verhinderung der Ab-
strahlung durch die überdeckenden Modul-
tischen eine verminderte Kaltluftproduktion 
erfolgt.

Der Einwirkungsbereich ist auf den unmit-
telbaren Eingriffsbereich beschränkt. Die 
Wirkintensität ist aufgrund der betroffe-
nen Flächengröße als gering zu bezeichnen. 
Großräumige klimarelevante Auswirkungen 
sind nicht zu erwarten.

Beeinträchtigungen durch entstehende Be-
lastungen der Luft (Kfz-Verkehr zu Instand-
haltungszwecken) können aufgrund des 
sehr geringen Ausmaßes als vernachlässig-
bar eingestuft werden. Entsprechend kann 
eine erhebliche Verschlechterung der lufthy-
gienischen Situation ausgeschlossen wer-
den.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein 
Projekt zur regenerativen Energiegewin-
nung. Der Ausbau der Nutzung solarer 
Strahlungsenergie entspricht dem bundes-
politischen Ziel zur Gestaltung des Klima-

wandels durch Verringerung des CO2-Aus-
stoßes in Prozessen der Energieerzeugung.

Auswirkungen auf die Belange des 
Denkmalschutzes

Sach- und Kulturgüter, insbesondere Bau- 
oder Bodendenkmäler, Grabungsschutz-
gebiete oder kulturhistorisch bedeutsame 
Landschaftselemente sind im Plangebiet 
auf der Grundlage der vorhandenen Geo-
fachdaten nicht bekannt. Seitens des Bran-
denburgischen Landesamtes für Denkmal-
pflege und Archäologisches Landesmuseum 
besteht in 3 Abschnitten des Vorhabenbe-
reichs aufgrund fachlicher Kriterien die be-
gründete Vermutung, dass hier bislang 
noch nicht aktenkundig gewordene Boden-
denkmale im Boden verborgen sind. In die-
sen Bereichen sind entsprechende Schutz- 
und Dokumentationsmaßnahmen in Ab-
stimmung mit der Denkmalschutzbehörde 
durchzuführen. 

Auswirkungen auf private Belange

Negative Auswirkungen der Planung auf 
private Belange sind nicht zu erwarten. Zur 
südwestlich angrenzenden Bungalowsied-
lung des Erholungsvereins „Krummer See“ 
wird der geplante Solarpark durch eine Er-
gänzungspflanzung der bestehenden Hecke 
abgeschirmt.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes

•	 Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen zur Gewinnung von rege-
nerativer Energie

•	 Keine erheblich negativen Auswirkun-
gen auf die Belange der Erholung

•	 Keine erheblichen negativen Auswir-
kungen auf die Belange der Landwirt-
schaft

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange der Forstwirtschaft 

•	 Keine erheblichen, nicht ausgleichbaren 
Auswirkungen auf die Belange des Um-
weltschutzes; bei Beachtung der festge-
setzten Vermeidungs- und Kompensa-
tionsmaßnahmen

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Hochwasserschutzes und 
des Schutzgutes Wasser

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Bodenschutzes 

•	 Geringer Erschließungsaufwand: ledig-
lich interne Erschließung und Anschluss 
an Stromnetz erforderlich

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Nach aktuellem Kenntnisstand keine 
negativen Auswirkungen auf die Belan-
ge des Denkmalschutzes

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes

Zwar gehen durch die Errichtung der Freiflä-
chen-Photovoltaik-Anlage landwirtschaftli-
che Produktionsflächen temporär verloren; 
allerdings können die betroffenen Flächen 
weiterhin landwirtschaftlich genutzt wer-
den.

Aus Sicht der Gemeinde überwiegen der 
Klimaschutz und der Ausbau erneuerbarer 
Energien, welche dem Wohl der Allgemein-
heit dienen, als Belange des öffentlichen In-
teresses. Landwirtschaftliche Betriebe sind 
nicht existenziell betroffen.

Darüber hinaus sind keine Argumente be-
kannt, die gegen die Aufstellung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes sprechen.
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Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes wurden die 
zu beachtenden Belange in ihrer Gesamt-
heit untereinander und gegeneinander ab-
gewogen. Aufgrund des derzeitigen Kennt-
nisstandes und der genannten Argumente, 
die für die Planung sprechen, kommt die 
Gemeinde zu dem Ergebnis, der Planung 
gem. § 2 EEG 2023 Vorrang einzuräumen. 


